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Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Bundesfinanzhof nahm Stellung zur Frage der Verwirklichung des Tat-
bestands der Einkunftsart "Vermietung und Verpachtung" eines schenk-
weise und befristeten Quotennießbrauchs, welchen ein Kläger für seinen 
Gesellschaftsanteil an einer Grundstücksgesellschaft mit seinem volljähri-
gen Sohn vereinbart hat. Fraglich war, ob der Nießbrauchsnehmer nach 
der Vertragslage und tatsächlichen Handhabung eine einem Gesellschafter 
ähnliche Stellung innehat.  
 
In weiteren aktuellen Urteilen nahm der Bundesfinanzhof Stellung zur Be-
steuerung von Stock Options, die von einem ausländischen Arbeitgeber 
gewährt wurden und zur Entstehung und Berichtigung der Umsatzsteuer 
bei ratenweiser Vergütung für die Errichtung einer Photovoltaikanlage. 
 
Die Frage, ob die Umsätze aus der kurzfristigen Vermietung von Wohn-
containern an Erntehelfer dem ermäßigten Umsatzsteuersatz unterliegen, 
auch wenn es sich nicht um Wohn- und Schlafräume in einem Gebäude 
handelt, wurde ebenfalls vom Bundesfinanzhof geklärt. 
 
Zudem werden ab 01.04.2023 laut Bundesfinanzministerium die geänder-
ten Programmablaufpläne für den Lohnsteuerabzug 2023 angewendet und 
es greifen Lohnerhöhungen für Beschäftigte verschiedener Branchen. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
 

Ihre Susanne Czisch

   

StB Susanne Czisch 
Bregenzer Straße 47 

47249 Duisburg  
Telefon: 0203 7135834 

E-Mail: s.czisch@steuerberatung-czisch.de 
www.steuerberatung-czisch.de 

mailto:s.czisch@steuerberatung-czisch.de
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Einkommensteuer 

Kryptowährungen: Veräußerungsgewinne sind 
steuerpflichtig 
Der Kläger hatte verschiedene Kryptowährungen er-
worben, getauscht und wieder veräußert. Im Einzel-
nen handelte es sich um Geschäfte mit Bitcoins, 
Ethereum und Monero, die der Steuerpflichtige privat 
tätigte. Er erzielte daraus einen Gewinn in Höhe von 
insgesamt 3,4 Millionen Euro. Mit dem Finanzamt 
kam es zum Streit darüber, ob der Gewinn aus der 
Veräußerung und dem Tausch von Kryptowährungen 
der Einkommensteuer unterliegt. Die vom Steuer-
pflichtigen beim Finanzgericht erhobene Klage war 
ganz überwiegend erfolglos. 
Der Bundesfinanzhof hat die Steuerpflicht der Veräu-
ßerungsgewinne aus Bitcoin, Ethereum und Monero 
bejaht. Bei Kryptowährungen handelt es sich um 
Wirtschaftsgüter, die bei einer Anschaffung und Ver-
äußerung innerhalb eines Jahres der Besteuerung als 
privates Veräußerungsgeschäft unterfallen. Virtuelle 
Währungen (Currency Token, Payment Token) stellen 
ein "anderes Wirtschaftsgut" dar. Virtuelle Währun-
gen sind wirtschaftlich betrachtet als Zahlungsmittel 
anzusehen. Sie würden auf Handelsplattformen und 
Börsen gehandelt, hätten einen Kurswert und könn-
ten für direkt zwischen Beteiligten abzuwickelnde 
Zahlungsvorgänge Verwendung finden. Wenn An-
schaffung und Veräußerung oder Tausch der Token 
innerhalb eines Jahres erfolgen, unterfallen daraus 
erzielte Gewinne oder Verluste der Besteuerung. 

Hinweis 
Der Bundesfinanzhof bestätigt mit seinem Urteil die 
Ansicht der Finanzverwaltung.  
Das Ergebnis einer repräsentativen Umfrage des 
Digitalverbands Bitkom zeigt, dass rund ein Drittel 
der Befragten (32 %) sich vorstellen können, in Zu-
kunft Kryptowährungen zu kaufen. Dabei haben  
3 % bereits in der Vergangenheit gekauft, 6 % ha-
ben das fest vor und 23 % wollen es auf jeden Fall 
nicht ausschließen. Somit ist dieses Thema von gro-
ßer Relevanz. 

Abzug von außergewöhnlichen Belastungen vom 
Gesamtbetrag der Einkünfte 
Im Einkommensteuerrecht gibt es den Begriff der 
„außergewöhnlichen Belastung“, für die in den §§ 33, 
33a und 33b EStG Regeln zum Abzug von den Ein-
künften enthalten sind. Es gibt drei unterschiedliche 

Abzugsbereiche, die in diesem Zusammenhang in 
Betracht kommen: 
1. Außergewöhnliche Belastungen, die durch den 

Unterhalt/die Berufsausbildung einer gesetzlich 
unterhaltsberechtigten Person entstehen (i. d. R. 
Kinder oder Eltern) 

2. Pauschbeträge für Kosten, die Behinderten und 
Hinterbliebenen entstehen (§ 33b EStG) 

3. Zwangsläufig anfallende größere Aufwendungen 
beim Steuerpflichtigen bzw. zusammenveranlag-
ten Partner (§ 33 Abs. 1 bis 3 EStG) 

Die Voraussetzungen und die Höhe der Abzüge für 
die Gruppen 1. und 2. ergeben sich durch feste 
Pauschbeträge und Nachweisvoraussetzungen, daher 
soll die 3. Gruppe näher betrachtet werden. Hier sind 
Kosten gemeint, die bei jedem Steuerpflichtigen an-
fallen können. Den größten Anteil nehmen wohl 
krankheitsbedingte Aufwendungen ein, soweit sie 
nicht durch die Krankenkassen oder bei Beamten 
durch die Beihilfe der staatlichen Arbeitgeber getra-
gen werden. Als eine weitere Gruppe von Aufwen-
dungen sind Ersatzbeschaffungen zu nennen, die 
durch Naturereignisse, wie z. B. Brand, Hochwasser,  
u. a. für notwendige Sachgegenstände erforderlich 
geworden sind. Diese Gegenstände können sein: 
Kleidungsstücke, Hausrat, Einrichtungsgegenstände 
einer normalen Wohnung. 
Die Ersatzanschaffungen müssen der Höhe nach not-
wendig und angemessen sein und können für den 
Steuerpflichtigen, seinen/seine Partner/in und im 
Haushalt lebende Kinder in Betracht kommen. Hierfür 
muss der Steuerpflichtige jedoch glaubhaft darlegen, 
dass er den Schaden nicht verursacht hat und auch 
keine Ersatzansprüche bestehen. Wenn übliche Ver-
sicherungsmöglichkeiten nicht wahrgenommen wur-
den, liegt keine steuerlich berücksichtigungsfähige 
Belastung vor. Aber auch die Kosten einer Beisetzung 
im angemessenen Rahmen für nahe Angehörige, die 
kein Vermögen hinterlassen haben, fallen unter 3.  
Alle Belastungen dieser 3. Gruppe sind je Kalender-
jahr zusammenzurechnen. Von dieser Summe wird 
die „zumutbare Eigenbelastung“ abgezogen. Diese 
richtet sich nach der Höhe der Einkünfte und der Kin-
derzahl und beträgt zwischen 1 % und 7 % des Ge-
samtbetrags der Einkünfte, also vor Abzug der Son-
derausgaben und sonstiger Freibeträge. Die Steuer-
rechtsprechung hat sich über Jahre hinweg mit einer 
Reihe von Kosten befasst und sie in Bezug auf den 
Abzug beurteilt. Beispielhaft seien folgende Fälle ge-
nannt:  
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¾ behinderungsbedingte Mehrkosten für den Um-
bau oder die Errichtung eines Wohnhauses/einer 
Wohnung: Abzugsfähig, darunter können auch 
durch eine Behinderung erforderliche Möbel-
anschaffungen oder die Anschaffung behinde-
rungsgerechten Geschirrs fallen. 

¾ Treppenlift: Kosten können abzugsfähig sein, 
wenn die medizinische Notwendigkeit durch den 
zuständigen Amtsarzt bestätigt wird. 

¾ Aussteuer für die Tochter: Dafür von den Eltern 
aufgewandte Kosten anlässlich der Heirat sind re-
gelmäßig nicht (mehr) als zwangsläufig anzuse-
hen. 

¾ Diätverpflegung: Keine außergewöhnliche Belas-
tung! 

¾ Heilkuraufwendungen: Abzugsfähig, wenn zur 
Heilung oder Linderung einer Krankheit nach-
weislich notwendig und die Kosten nicht von ei-
ner Krankenkasse erstattet werden. 

¾ Erpressungsgelder: Keine außergewöhnliche Be-
lastung, wenn der Erpressungsgrund selbst ohne 
Zwang geschaffen wurde. Bei Zwangsläufigkeit 
kann aber Abzug gegeben sein. 

¾ Kapitalabfindung von Unterhaltsansprüchen: Ab-
zug scheidet in aller Regel aus, weil nicht zwangs-
läufig entstanden. 

Besteuerung eines Promotionsstipendiums 
Leistungen aus einem Promotionsstipendium können 
der Einkommensteuer unterliegen. Nach einer Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs ist dies jedenfalls 
dann der Fall, wenn der Stipendiat eine wirtschaft-
liche Gegenleistung zu erbringen hat und keine Steu-
erbefreiungsvorschrift eingreift. 

Vorteile des Arbeitnehmers aus der Nutzung eines 
betrieblichen Mobiltelefons steuerfrei 
Der Bundesfinanzhof hatte zu entscheiden, ob stets 
von einem rechtlichen Gestaltungsmissbrauch auszu-
gehen ist, wenn der Arbeitnehmer sein Handy an 
seinen Arbeitgeber zu einem Kaufpreis von 1 Euro 
verkauft und der Arbeitgeber anschließend im Rah-
men eines Vertrages das Handy dem Arbeitnehmer 
auch zur privaten Nutzung wieder zur Verfügung 
stellt und die entstehenden Kosten für den privaten 
Mobilfunkvertrag übernimmt. 
Scheingeschäfte und Scheinhandlungen sind für die 
Besteuerung unbeachtlich. Empfangsbedürftige Wil-
lenserklärungen, die mit Einverständnis des Erklä-

rungsempfängers nur zum Schein abgegeben wer-
den, sind nach dem BGB nichtig. Ein Scheingeschäft 
liegt vor, wenn sich die Vertragsbeteiligten über den 
Scheincharakter des Rechtsgeschäfts einig sind und 
das Vereinbarte nach dem übereinstimmenden Willen 
der Vertragsparteien keine Geltung haben soll. Folg-
lich ist kein Scheingeschäft gegeben, wenn der von 
den Vertragsbeteiligten erstrebte Rechtserfolg gerade 
die Gültigkeit des Rechtsgeschäfts voraussetzt. So 
verhielt es sich auch im Streitfall. 

Grundstücksteilung: Besteuerung eines Garten-
grundstücksteils als privates Veräußerungs-
geschäft 
Der Verkauf eines Gartengrundstücksteils ist bei wei-
terhin bestehender Wohnnutzung im Übrigen nicht 
von der Besteuerung als privates Veräußerungs-
geschäft ausgenommen. So entschied das Nieder-
sächsische Finanzgericht. 
Die Kläger hatten ein privates Veräußerungsgeschäft 
verwirklicht, indem sie die Teilfläche des von ihnen 
zuvor erworbenen Grundstücks innerhalb von zehn 
Jahren nach Erwerb wieder veräußerten. Dieses Ver-
äußerungsgeschäft ist nicht wegen einer Nutzung zu 
eigenen Wohnzecken von der Besteuerung ausge-
nommen. 
Die Rechtsprechung bezieht zwar bei einem zu eige-
nen Wohnzwecken genutzten Gebäude den "dazuge-
hörigen Grund und Boden" in die Begünstigung mit 
ein, da regelmäßig die Veräußerung eines zu eigenen 
Wohnzwecken genutzten Wirtschaftsguts auch den 
anteiligen Grund und Boden umfasst. Die Grenze 
zieht der Bundesfinanzhof aber unter Berücksichti-
gung des Normzwecks des Befreiungstatbestandes. 
So ist in einem Fall, in dem der Steuerpflichtige das 
bisher als Garten genutzte Nachbargrundstück veräu-
ßert, während er auf dem anderen Grundstück woh-
nen bleibt, der Zweck der Steuerbegünstigung, einen 
Umzug insbesondere infolge eines Arbeitsplatzwech-
sels nicht zu erschweren, nicht erfüllt und die Veräu-
ßerung steuerbar. Es fehlt insoweit an einem nach 
den Wertungen des Einkommensteuergesetzes ge-
gebenen einheitlichen Nutzungs- und Funktions-
zusammenhang zwischen der Wohnung und dem 
Grund und Boden. 

Hinweis 
In diesem Zusammenhang ist eine aktuelle Ent-
scheidung des Finanzgerichts Münster zu beachten. 
Das Gericht stellt in diesem Urteil fest, dass ein ge-
mischt genutztes Grundstück steuerlich als selbst-
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ständiges Wirtschaftsgut anzusehen ist, auch wenn 
es zivilrechtlich mit dem Grund und Boden und 
dem Gebäude eine Einheit bildet. 

Vermietung und Verpachtung - Zurechnung der 
Einkünfte bei Quotennießbrauch an einem Gesell-
schaftsanteil 
Durch die Bestellung des Nießbrauchs an einem Ge-
sellschaftsanteil an einer vermögensverwaltenden 
Personengesellschaft erzielt der Nießbraucher ‑ an-
stelle des Gesellschafters ‑ die auf den Anteil entfal-
lenden Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, 
wenn und soweit er aufgrund der ihm vertraglich zur 
Ausübung überlassenen Stimm- und Verwaltungs-
rechte grundsätzlich in der Lage ist, auch an Grund-
lagengeschäften der Gesellschaft mitzuwirken. 
Entsprechendes gilt nach einem Urteil des Bundes-
finanzhofs beim Quotennießbrauch an einem Gesell-
schaftsanteil. Der Quotennießbraucher erzielt nur 
dann die auf den Anteil entfallenden Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung, wenn die vertraglichen 
Regelungen über die Bestellung des Quotennieß-
brauchs sicherstellen, dass der Gesellschafter die Ent-
scheidungen ‑ und zwar auch solche, die die Grund-
lagen der Gesellschaft betreffen ‑ nicht alleine 
und/oder gegen den Willen des Quotennießbrau-
chers treffen kann.  

Hinweis 
Laut Bundesfinanzhof sind vertragliche Regelungen 
wohl schädlich, die jenseits des Anwendungsbe-
reichs des § 1071 Abs. 2 BGB dem Gesellschafter 
das Mitwirken zubilligen, ohne Rücksicht auf den 
Nießbraucher nehmen zu müssen. 

Besteuerung von Stock Options von ausländi-
schem Arbeitgeber im Fall des Ansässigkeitswech-
sels 
Wenn einem Arbeitnehmer im Rahmen seines Ar-
beitsverhältnisses Stock Options gewährt werden, 
werden die daraus resultierenden geldwerten Vorteile 
erst zum Zeitpunkt der Ausübung der Option zuflie-
ßen. Die geldwerten Vorteile aus der Ausübung der 
Stock Options werden ‑ ungeachtet der Besteuerung 
zum Zeitpunkt der Optionsausübung ‑ zeitraumbezo-
gen gewährt und sind deshalb anteilig dem Erdie-
nenszeitraum zuzuordnen. Nach dem Veranlassungs-
prinzip geht es dabei grundsätzlich um den Zeitraum 
zwischen der Gewährung der Stock Options und de-

ren erstmaliger Ausübbarkeit. Eine abschließende 
Beurteilung ist aber nur anhand der konkreten Ver- 
 
einbarungen bei Gewährung der Stock Options sowie 
der sonstigen Umstände des Einzelfalls möglich. 
Bei grenzüberschreitenden Sachverhalten richtet sich 
laut Bundesfinanzhof eine etwaige abkommensrecht-
liche Freistellung der Einkünfte nach der Tätigkeit im 
Erdienenszeitraum. Soweit das Doppelbesteuerungs-
abkommen mit den USA (DBA-USA 1989/2008) an 
eine "in einem Vertragsstaat ansässige Person" an-
knüpfe, ist dagegen allein die Ansässigkeit zum Zeit-
punkt des Zuflusses der Einkünfte maßgeblich.  

Zufluss von Bonuszinsen aus einem Bausparver-
trag bei nur buchmäßigem Ausweis der Zinsen auf 
Bonuskonto 
Bonuszinsen aus einem Bausparvertrag fließen einem 
Steuerpflichtigen nicht bereits mit dem jährlichen 
Ausweis der Zinsen auf einem von der Bausparkasse 
geführten Bonuskonto zu, wenn ein Anspruch auf die 
Bonuszinsen nur nach einem Verzicht auf das Bau-
spardarlehen entsteht, die Bonuszinsen erst bei Aus-
zahlung des Bausparguthabens fällig werden und 
über sie nur in Verbindung mit dem Bauspargut-
haben verfügt werden kann. So entschied der Bun-
desfinanzhof.  
Das Finanzgericht hat demnach zu Recht entschieden, 
dass das Finanzamt berechtigt war, die Bonuszinsen 
im Streitjahr in voller Höhe der Besteuerung zu un-
terwerfen. Im Streitfall handelte es sich bei den von 
der Bausparkasse gutgeschriebenen Bonuszinsen um 
eine Erhöhung der dem Kläger für die Überlassung 
des Bausparguthabens gewährten Guthabenzinsen. 
Die Bonuszinsen stellten deshalb ‑ ebenso wie die 
Guthabenzinsen ‑ ein Entgelt für die Überlassung von 
Kapitalvermögen zur Nutzung dar. Etwas anderes gilt 
nicht deshalb, weil bei einem Bausparvertrag das Spa-
ren in der Regel lediglich Durchgangsstadium auf 
dem Weg zur Erlangung eines Bauspardarlehens ist. 
Denn dies schließt nicht aus, dass im Einzelfall der 
Sparzweck für den Abschluss eines Bausparvertrags 
(mit-)bestimmend ist. Das gilt jedenfalls dann, wenn 
die Erwartung einer Rendite aus dem Bauspargut-
haben im Vordergrund steht. Dabei genügt es, wenn 
die Absicht, Einkünfte aus Kapitalvermögen zu erzie-
len, nur als Nebenzweck verfolgt wird. 
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Veräußerung eines Kaufhauses nach Fassaden-
sanierung kein gewerblicher Grundstückshandel 
Ein gewerblicher Grundstückshandel liegt mangels 
einer nachhaltigen Tätigkeit nicht vor, wenn lediglich 
ein Objekt (vorliegend ein Einzelhandels-Kaufhaus) 
angeschafft, die Fassade saniert und es anschließend 
veräußert wird. Dies gilt laut einem Urteil des Finanz-
gerichts Hamburg jedenfalls dann, wenn die Steuer-
pflichtige im Rahmen der Fassadensanierung keine 
Aktivitäten entwickelt, die nach Umfang und Gewicht 
über das hinausgehen, was beim Bau eines jeden 
Gebäudes erforderlich ist. 

Hinweis 
Zur Beurteilung der korrekten Abgrenzung zwi-
schen privater Vermögensverwaltung und gewerb-
lichem Grundstückshandel sei auf die Einkommen-
steuer-Hinweise 2020, Anhang 17 (Bundesfinanz-
ministerium vom 26.03.2004) hingewiesen. 

Berechnung der AfA: Restnutzungsdauer eines 
Mietobjekts nach Immobilienwertverordnung 
Von einem Steuerpflichtigen können eingeholte 
Wertgutachten, in denen die Restnutzungsdauern 
von Mietobjekten nach der Immobilienwertverord-
nung (ImmoWertV) berechnet werden, der Ermittlung 
der Abschreibung für Abnutzung (AfA) zugrunde ge-
legt werden. So entschied das Finanzgericht Münster.  
Den Steuerpflichtigen steht nach den Grundsätzen 
des Urteils des Bundesfinanzhofs ein Wahlrecht zu, 
sich mit den typisierten AfA-Sätzen zufriedenzugeben 
oder eine tatsächlich kürzere Nutzungsdauer geltend 
zu machen und darzulegen. Dabei ist keine Gewiss-
heit über eine kürzere tatsächliche Nutzungsdauer 
erforderlich. Vielmehr kann allenfalls größtmögliche 
Wahrscheinlichkeit verlangt werden, sodass eine 
Schätzung des Steuerpflichtigen nur dann zu verwer-
fen ist, wenn sie eindeutig außerhalb des angemesse-
nen Schätzungsrahmens liegt. Dabei kann das Verfah-
ren der Gebäudesachwertermittlung nach der  
ImmoWertV Anwendung finden, auch wenn dieses 
eine modellhafte Berechnung darstellt, die nicht pri-
mär auf die Ermittlung der tatsächlichen Nutzungs-
dauer nach dem Einkommensteuergesetz gerichtet 
ist. Ausgehend von diesen Grundsätzen sind daher 
auf Grundlage eingereichter Gutachten ermittelte 
Restnutzungsdauern nicht zu beanstanden. 

Stille Beteiligung am Unternehmen des Arbeit-
gebers - Einkünfte aus Kapitalvermögen oder  
aus nichtselbstständiger Arbeit? 
Ein am Gewinn und Verlust des Unternehmens betei-
ligter stiller Gesellschafter ist nicht als Mitunterneh-
mer anzusehen, wenn er weder am Unternehmens-
wert noch am Zuwachs der stillen Reserven des Be-
triebsvermögens einschließlich des Firmenwerts be-
teiligt ist und ihm auch keine über das Recht, die Jah-
resabschlüsse einschließlich der Prüfungsberichte des 
Abschlussprüfers einzusehen, hinausgehenden 
Stimm- oder Widerspruchsrechte zustehen. So ent-
schied das Finanzgericht Baden-Württemberg. 
Der Umstand, dass der Arbeitnehmer keinen arbeits-
vertraglichen Anspruch auf Einräumung der stillen 
Beteiligung hat, spricht für ein unabhängig vom Ar-
beitsverhältnis bestehendes Sonderrechtsverhältnis. 
Bei der Möglichkeit, die stille Einlage durch stehen-
gelassene Gewinnanteile zu erbringen, handelt es sich 
um eine übliche Möglichkeit zur Einlageerbringung.  
Eine Veranlassung der stillen Beteiligung durch das 
Arbeitsverhältnis lässt sich nicht daraus herleiten, 
dass die Gewinnbeteiligung des Arbeitnehmers aus 
der stillen Beteiligung nicht auf einen bestimmten - 
absoluten und angemessenen - Prozentsatz der Ein-
lageleistung begrenzt ist. 
Die Gewinnanteile aus der stillen Beteiligung an der 
GmbH führen hier beim Kläger nicht zu Einkünften 
aus nichtselbstständiger Arbeit, sondern zu Einkünf-
ten aus Kapitalvermögen. 

Umsatzsteuer 

Errichtung einer Photovoltaikanlage: Steuerent-
stehung und -berichtigung bei späterer Verein-
nahmung des Entgelts 
Der Bundes-
finanzhof hatte 
u. a. die Frage 
zu klären, ob 
der Unterneh-
mer im Hinblick 
auf eine ge-
troffene Fälligkeitsabrede, nach der die vereinbarte 
Vergütung nur insoweit zur Zahlung fällig wird, als sie 
aus den laufenden Einnahmen der Stromeinspeisung 
des Auftraggebers beglichen werden kann, bereits für 
den Besteuerungszeitraum der Steuerentstehung 
berechtigt ist, die nach vereinbarten Entgelten be-
rechnete Steuer zu berichtigen.  
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Die Steuer entsteht auch dann mit der Leistungsaus-
führung, ohne dass es zu einer Steuerberichtigung 
kommt, wenn der Unternehmer für die Errichtung 
einer Photovoltaikanlage mit dessen Betreiber ver-
einbart, dass das Entgelt hierfür nur insoweit ge-
schuldet wird, als es durch Einnahmen aus der 
Stromeinspeisung beglichen werden kann. Die Kläge-
rin ist hier nicht berechtigt, die Steuer für die je-
weilige Teilleistung im Umfang des jeweiligen Unter-
schiedsbetrags zwischen dem vereinbarten und dem 
vereinnahmten Entgelt zu berichtigen. 

Ermäßigte Umsatzsteuer bei Vermietung nicht 
ortsfester Wohncontainer an Arbeitnehmer 
Der Bundesfinanzhof hat klargestellt, dass nicht nur 
die Vermietung von Grundstücken und mit diesen 
fest verbundenen Gebäuden nach dem Umsatzsteu-
er-gesetz begünstigt ist, sondern allgemein die Ver-
mietung von Wohn- und Schlafräumen durch einen 
Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von 
Fremden und damit auch die Vermietung von Wohn-
containern an Erntehelfer.  
Dies entspricht auch dem Unionsrecht. Im Verzeichnis 
der Lieferungen von Gegenständen und Dienstleis-
tungen, auf die ermäßigte Mehrwertsteuersätze an-
gewendet werden können, sind die Beherbergung in 
Hotels und ähnlichen Einrichtungen, einschließlich 
der Beherbergung in Ferienunterkünften, und die 
Vermietung von Campingplätzen und Plätzen für das 
Abstellen von Wohnwagen angeführt. Die "Beherber-
gung in Ferienunterkünften" umfasst auch die Ver-
mietung von Zelten, Wohnanhängern oder Wohn-
mobilen, die auf Campingplätzen aufgestellt sind und 
als Unterkünfte dienen. 

Verwendung eines neu erworbenen Pkw teils für 
steuerpflichtige, teils für steuerfreie Umsätze - 
Vorsteueraufteilung nicht nach Umsatzschlüssel 
Wird ein Pkw nach der Anschaffung teils zur Erzielung 
steuerpflichtiger und teils zur Erzielung steuerfreier 
Umsätze verwendet, ist die Vorsteueraufteilung für 
den Pkw auf Grundlage der Fahrleistung des Pkw 
vorzunehmen. Eine Aufteilung im Verhältnis der auf 
die steuerpflichtigen bzw. steuerfreien Umsätze ent-
fallenden Fahrleistungen führt laut Finanzgericht  
Baden-Württemberg zu einer präziseren wirtschaft-
lichen Zurechnung als der Umsatzschlüssel.  
Wenn eine Unternehmerin den neuen Pkw kurz vor 
Jahresende (hier: November) erworben und im Jahr 
der Anschaffung des Pkw bereits zuvor einen anderen 
„funktionsgleichen” Pkw für die gleichen Umsätze 

genutzt hat, ist für die Vorsteueraufteilung auf die 
tatsächliche Verwendung sowohl des alten als auch 
des neuen Pkw im gesamten Kalenderjahr und somit 
auf die Gesamtfahrleistung im gesamten Kalenderjahr 
abzustellen. 
Wenn der neu angeschaffte Pkw ab der Anschaffung 
bis zum Jahresende in einem anderen Umfang als bei 
der Vorsteueraufteilung beim Kauf auf Basis der Ge-
samtfahrleistung für das Kalenderjahr ermittelt für 
steuerpflichtige bzw. steuerfreie Umsätze genutzt 
wird, ist insoweit eine Vorsteuerberichtigung vorzu-
nehmen. Es kann jedenfalls in Fällen, bei denen ein 
bereits vorhandenes Wirtschaftsgut durch ein funk-
tionsgleiches ausgetauscht wird, zu einem Neben-
einander der Anwendung von Vorsteuerabzugsaus-
schluss und zur Berichtigung des Vorsteuerabzugs 
kommen. 

Umsatzsteuer bei unentgeltlicher Abgabe von 
Wärme aus Biogasanlage 
Der Bundesfinanzhof hatte zu klären, ob die Bemes-
sungsgrundlage der Abgabe von Wärme aus einer 
Biogasanlage nach der Marktwertmethode zu ermit-
teln ist oder ob die Selbstkosten im Verhältnis der 
erzeugten Mengen an elektrischer und thermischer 
Energien in der einheitlichen Messgröße kWh aufzu-
teilen (sog. energetische Aufteilungsmethode) sind. 
Wenn Selbstkosten für entgeltliche Lieferungen wie 
auch für unentgeltliche Wertabgaben entstehen, sind 
diese nach tatsächlichen oder ggf. fiktiven Umsätzen 
(Marktwerten) aufzuteilen. Die vorzunehmende sach-
gerechte Schätzung ist grundsätzlich Sache des Un-
ternehmers, der zu entscheiden hat, welche Schät-
zungsmethode er wählt, wobei die Finanzbehörde 
und damit auch das Finanzgericht nachprüfen kön-
nen, ob die Schätzung sachgerecht ist. 

Pkw-Leasing an Ehegatten: Vorsteuerabzug und 
private Verwendung beim sog. Vorschaltmodell 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass ein Ehegatte, 
der wirtschaftlich unabhängig ist, aus der Anschaf-
fung eines Pkw, den er an seinen freiberuflich tätigen 
Ehegatten vermietet, die Vorsteuer geltend machen 
kann.  
Der Vorsteuerabzug des Vermieters eines Pkw ist 
nicht systemwidrig und daher auch nicht missbräuch-
lich. Dies gilt bei einer Vermietung unter Ehegatten 
jedenfalls für die Vermietung von Pkw, die nicht dem 
unmittelbaren Familienbedarf dienen. Einer Besteue-
rung der privaten Verwendung des vermieteten Pkw 
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durch den Vermieter-Ehegatten steht eine vertraglich 
geregelte Vollvermietung an den anderen Ehegatten 
nicht entgegen. Soweit der vermietende Ehegatte 
jedoch den Pkw selbst nutzt, muss er eine unentgelt-
liche Wertabgabe der Umsatzsteuer unterwerfen. 

Ermäßigte Umsatzsteuer in Restaurants soll  
bleiben 
Der Verzehr von Speisen in Restaurants soll dauerhaft 
mit dem ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 % be-
steuert werden. Dieses Ziel verfolgt der am 
02.03.2023 von der CDU/CSU-Fraktion eingebrachte 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Umsatz-
steuergesetzes. Die Senkung des Umsatzsteuersatzes 
für Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen 
mit Ausnahme der Abgabe von Getränken von 19 % 
auf den ermäßigten Satz von 7 % war zum 01.07.2020 
vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie einge-
führt und mehrfach verlängert worden, zuletzt bis 
Ende 2023.  

Endgültiges BMF-Schreiben zum Nullsteuersatz 
für Photovoltaikanlagen 
Seit dem 01.01.2023 unterliegt die Lieferung und 
Installation bestimmter PV-Anlagen einem neuen 
Nullsteuersatz. Das Bundesfinanzministerium (BMF) 
hat am 27.02.2023 das endgültige Schreiben zum 
Nullsteuersatz für Umsätze im Zusammenhang mit 
bestimmen Photovoltaikanlagen veröffentlicht.  
In der Praxis mehrten sich seit der Einführung des 
Nullsteuersatzes durch das Jahressteuergesetz 2022 
Fragen. So etwa mit Blick auf die Besteuerung von 
Nebenleistungen. Das Schreiben benennt nun u. a. 
typische Nebenleistungen, die das Schicksal ihrer 
Hauptleistung, konkret der Lieferung der PV-Anlage, 
teilen. 
Im Vergleich zur Entwurfsfassung sind noch einige 
nützliche Beispiele hinzugekommen: So etwa die 
Übernahme der Anmeldung in das Marktstamm-
datenregister, die Bereitstellung von Software zur 
Steuerung und Überwachung der Anlage, der An-
schluss eines Zweirichtungszählers, die Bereitstellung 
von Gerüsten, die Lieferung von Befestigungsmaterial 
oder u. U. auch die Erneuerung des Zählerschranks.  
Bereits der Entwurf des BMF-Schreibens sah verein-
fachende Annahmen bei der Prüfung einzelner Tatbe-
stände, z. B. mit Blick auf die konkreten Solarmodule 
und Speicher, die dem Nullsteuersatz unterliegen 
können, vor. Diese wurden im finalen BMF-Schreiben 
nochmals überarbeitet und ergänzt. 

Während der Entwurf noch vereinfachend unterstell-
te, dass Solarmodule mit einer Leistung von „500 
Watt und mehr“ für netzgekoppelte oder stationäre 
Inselanlagen eingesetzt werden, hat das BMF in der 
finalen Version diesen Wert auf „300 Watt und mehr“ 
abgesenkt. Ferner hat das BMF etwa für PV-Anlagen 
mit einer Leistung von nicht mehr als 600 Watt weite-
re Nachweisvereinfachungen festgelegt. 
Kritisiert wurde - u. a. auch vom Deutschen Steuerbe-
raterverband - die vorgesehene Einschränkung der 
Entnahme von Altanlagen aus dem Betriebsvermö-
gen. Zwar hält auch das finale Schreiben im Grund-
satz an der 90 %-Grenze fest, jedoch wird die Voraus-
setzung etwas abgemildert. In den Fällen, in denen 
ein Teil des erzeugten Stroms z. B. in einer Batterie 
gespeichert wird, ist davon auszugehen, dass der 
Betreiber mehr als 90 % des mit der Anlage erzeug-
ten Stroms für unternehmensfremde Zwecke verwen-
det. Dies würde dann die Entnahme (zum Nullsteuer-
satz) ermöglichen. 
 

Körperschaftsteuer 

Tatsächliche Durchführung eines Gewinn- 
abführungsvertrags - Anerkennung einer körper-
schaftsteuerrechtlichen Organschaft 
Wenn es während der Mindestvertragslaufzeit von 
fünf Jahren zur Nichtdurchführung des Gewinnabfüh-
rungsvertrags kommt, führt dies nicht nur zu einer 
Unterbrechung der körperschaftsteuerrechtlichen 
Organschaft für einzelne Veranlagungszeiträume, 
sondern insgesamt zu einer (rückwirkenden) Nichtan-
erkennung der körperschaftsteuerrechtlichen Organ-
schaft. 
Die tatsächliche Durchführung des Gewinnabfüh-
rungs- und Beherrschungsvertrags setzt nach einem 
Urteil des Bundesfinanzhofs voraus, dass er entspre-
chend den vertraglichen Vereinbarungen vollzogen 
wird. Dies bedeutet u. a., dass die nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Buchführung ermittelten Ge-
winne tatsächlich durch Zahlung oder Verrechnung 
an den Organträger abgeführt werden. "Verrech-
nung" ist in diesem Zusammenhang so zu verstehen, 
dass es sich um eine einer tatsächlichen Zahlung 
gleichstehende Aufrechnung handeln muss; die reine 
Buchung der Forderung ohne Erfüllungswirkung ist 
dagegen nicht ausreichend.  
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Steuerliches Einlagekonto: Gesellschafter hat kei-
ne Anfechtungsbefugnis 
Das Körperschaftsteuergesetz schreibt vor, dass der 
Bestand des steuerlichen Einlagekontos mit einem 
besonderen Bescheid festzuschreiben ist. Auf dem 
Konto sind insbesondere die Einlagen zu erfassen, die 
der Gesellschafter an „seine“ Kapitalgesellschaft ge-
leistet hat. Wenn solche Einlagen später an den Ge-
sellschafter aus dem Einlagekonto zurückgezahlt 
werden, dann muss der Gesellschafter diese sog. Ein-
lagenrückgewähr nicht versteuern. Obgleich der Be-
scheid somit im Wesentlichen Bedeutung für die Be-
steuerung des Gesellschafters hat, richtet sich der 
Bescheid ausschließlich an die Kapitalgesellschaft. 
Der Bundesfinanzhof hat diese Auffassung bestätigt. 
Grundsätzlich kann ein Bescheid nur von den Adres-
saten angefochten werden. Das ist im Fall des Be-
scheids nach dem Körperschaftsteuergesetz die Kapi-
talgesellschaft und allein sie kann deshalb Einspruch 
einlegen und Klage erheben. Der Gesellschafter der 
Kapitalgesellschaft ist nicht Adressat, sondern als 
Dritter lediglich mittelbar von dem Bescheid betrof-
fen. Ein eigenes Anfechtungsrecht des Gesellschafters 
(sog. Drittanfechtungsrecht) ist auch nicht aus-
nahmsweise anzuerkennen. Zum einen besteht keine 
Rechtsschutzlücke, da die Kapitalgesellschaft Fehler 
des Bescheids im Rechtsbehelfsverfahren geltend 
machen kann. Zum anderen hat ein solches Recht zur 
Folge, dass der Bescheid noch nach vielen Jahren 
vom Gesellschafter angefochten werden kann und 
dauerhaft kein Rechtsfrieden eintritt. Die Versagung 
eines eigenen Anfechtungsrechts des Gesellschafters 
ist auch mit der Rechtsschutzgarantie des Grund-
gesetzes vereinbar (Art. 19 Abs. 4 GG). 

Sonstiges 

Änderung beim Lohnsteuerabzug: Arbeitnehmer 
dürfen mit mehr Netto-Gehalt rechnen 
Ab 01.04.2023 werden laut Bundesfinanzministerium 
die geänderten Programmablaufpläne für den Lohn-
steuerabzug 2023 angewendet. Berücksichtigt wird 
dabei "die Anhebung des Arbeitnehmer-
Pauschbetrags auf 1.230 Euro und des Entlastungs-
betrags für Alleinerziehende auf 4.260 Euro durch das 
Jahressteuergesetz 2022". Das heißt unter anderem 
für Angestellte oder Beamte: Durch die höheren 
Steuerfreibeträge können sie auch mit einem höheren 
Netto-Gehalt auf ihrem Konto rechnen. 

Lohnerhöhungen für Beschäftigte verschiedener 
Branchen  
Tarifbeschäftigte Mitarbeiter im Bauhauptgewerbe –
Hoch-, Tief oder Straßenbau – können sich seit 
01.04.2023 über mehr Gehalt freuen. Im Westen um 
2 Prozent und im Osten um 2,7 Prozent. Im Mai steht 
zudem noch eine Einmalzahlung über 450 Euro an. 
Der branchenbezogene Mindestlohn für Maler und 
Lackierer steigt ab 01.04.2023 von 13,80 auf 14,50 
Euro. Für Helfer beträgt der Mindestlohn dann 12,50 
Euro; das ist eine Erhöhung von 1,10 Euro pro Stunde. 
Der tarifliche Mindestlohn für Leihbeschäftigte liegt 
ab 01.04.2023 bei mindestens 13 Euro pro Stunde. 
Die Stundenentgelte richten sich nach der jeweiligen 
Entgeltgruppe. Eine Übersicht für alle Entgeltgruppen 
liefert die IG Metall. 

Mietsicherheit in Aktien investiert - Mieter hat 
Anspruch auf Herausgabe der Aktien 
Beim Abschluss eines Mietvertrags über eine Woh-
nung in Köln im Jahr 1960 vereinbarten die Vertrags-
parteien, dass die Mieterin eine Mietsicherheit in Hö-
he von 800 DM zahlt, die wiederum in Aktien inves-
tiert werden sollten und auch investiert wurden. Nach 
dem Tod der Mieterin kündigte deren Tochter als 
Alleinerbin das Mietverhältnis im Jahre 2018 und ver-
langte die Herausgabe der Aktien. Die Vermieterin 
sah einen solchen Anspruch für nicht gegeben. Sie 
war lediglich dazu bereit, die Sicherheitsleistung in 
Höhe von nunmehr 409,03 Euro auszuzahlen. Die 
Erbin erhob schließlich Klage. 
Das Amtsgericht Köln gab der Erbin Recht. Ihr steht 
ein Anspruch auf Herausgabe der Aktien zu. Sie muss 
sich nicht mit der Rückzahlung der ursprünglich er-
brachten Sicherheitsleistung begnügen. Erträge aus 
der Mietsicherheit - unabhängig von der Anlage- 
form - stehen dem Mieter zu (§ 551 Abs. 3 Satz 3 
BGB). Bei der Anlage in Aktien gehören zu den Erträ-
gen nicht nur die Dividenden, sondern auch etwaige 
Kursgewinne. Davon abweichende Vereinbarungen 
sind unwirksam. Dass sich infolge geänderter Um-
stände die damalige Kapitalbeschaffung für die Ver-
mieterin aus heutiger Sicht nicht mehr so günstig 
darstellt, ist ihr eigenes Risiko. 

Deutschland riskiert seine steuerliche Standort-
attraktivität 
Der aktuelle Mannheim Tax Index des ZEW Mann-
heim zeigt, dass Deutschland im internationalen 
Steuerwettbewerb weiter an Boden verloren hat. Dies 
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wird insbesondere durch die Senkung des französi-
schen Körperschaftsteuersatzes in den letzten Jahren 
deutlich: Die Unternehmenssteuerbelastung in 
Deutschland ist nun im unmittelbaren Vergleich mit 
wichtigen Wettbewerbern am höchsten. Die effektive 
Durchschnittssteuerbelastung eines profitablen Inves-
titionsprojekts in Deutschland liegt im Jahr 2022 bei 
28,8 % und übersteigt somit den EU-Durchschnitt um 
10 Prozentpunkte. 
 

Bundesregierung einigt sich auf neues Förder-
konzept für erneuerbares Heizen 
Die Bundesregierung hat sich am 19.04.2023 auf ein 
neues Förderkonzept zum erneuerbaren Heizen ver-
ständigt. Mit dem Gesetzentwurf zur Novelle des 
Gebäudeenergiegesetzes wird der verbindliche Um-
stieg auf erneuerbare Energien beim Heizen gesetz-
lich verankert. D. h. konkret, dass ab dem 01.01.2024 
möglichst jede neu eingebaute Heizung zu mindes-
tens 65 % mit Erneuerbaren Energien betrieben wer-
den muss. Daher wird in der Folge auch die Förde-
rung angepasst. 
Das Gebäudeenergiegesetz wird nun dem Bundestag 
und Bundesrat zugeleitet. 

Vorsicht bei Sanierungsmaßnahmen 
Der Gesetzgeber versucht mit gesetzlichen Vorgaben 
die energetische Gebäudesanierung als wichtigen 
Baustein der Energiewende voranzubringen. Dabei 
wurde ganz offensichtlich ein Aspekt übersehen, der 
diese Bemühungen stark behindern kann. Laut der 
Sachverständigengesellschaft Richardson in Witten 
wird in nächster Zeit das Thema Asbest dramatisch an 
Bedeutung gewinnen. Es ist nicht bekannt, wie viele 
Wohnungen und Gebäude, die bis zum Verbot im 
Jahr 1993 gebaut wurden, Asbest enthalten. Der An-
teil dürfte aber erheblich sein.  
Da bei energetischen Sanierungsmaßnahmen Asbest-
fasern freigesetzt werden können, greifen die gesetz-
lichen Schutzmaßnahmen, was zu erheblichen Kos-
tensteigerungen führen kann. 

Hinweis 
Bevor eine energetische Gebäudesanierung reali-
siert wird, sollte bei betroffenen Objekten vorab 
eine Asbestverprobung durch einen Sachverständi-
gen in Auftrag gegeben werde, Nur so sind unkal-
kulierbare Risiken zu vermeiden. 

 
 
 

Termine Steuern/Sozialversicherung Mai/Juni 2023
Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.05.20231 12.06.20231 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 12.06.2023 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 12.06.2023 

Umsatzsteuer 10.05.20232 12.06.20233 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 15.05.2023 15.06.2023 

Scheck5 10.05.2023 12.06.2023 

Gewerbesteuer 15.05.2023 entfällt 

Grundsteuer 15.05.2023 entfällt 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 19.05.2023 entfällt 

Scheck5 15.05.2023 entfällt 

Sozialversicherung6 26.05.2023 28.06.2023 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
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zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für 

das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig er-
folgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu ver-
meiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese 
müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.05.2023/26.06.2023, jeweils 0 Uhr) vorliegen. 
Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten 
die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn 
die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
 
 

 


